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 § 1 VERTRAGSSCHLUSS  

Bedeutung des 

Vertragsschlusses 

in der Klausur 

Zentrales Problem im Zivilrecht ist die Frage, ob zwischen den 
sich streitenden Parteien ein Vertrag geschlossen wurde, § 311 I 
BGB. Als Vertrag bezeichnet man ein mehrseitiges Rechtsge-
schäft, das zu seiner Entstehung wenigstens zweier Willenserklä-
rungen bedarf. 

1 

 Bedeutung des Vertragsschlusses in der Klausur:  

   

  Prüfung v. Primäranspruch 
(z.B. Kaufpreiszahlung, 

§ 433 II BGB) 

Prüfung v. Sekundäranspruch 
(z.B. Schadensersatz,  

§§ 280 ff. BGB) 

Voraussetzung: 
wirksamer Vertragsschluss 

Voraussetzung: 
wirksamer Vertragsschluss 

 

 

   

 
hemmer-Methode: Nur ein wirksamer Vertragsschluss lässt 
den Leistungsanspruch (Primäranspruch) entstehen. Dieser 
ist auf die Verwirklichung des Vertrags gerichtet. Der Vertrag 
ist damit Grundlage des Primäranspruchs. Aber auch bei den 
sog. Sekundäransprüchen hat der Vertrag seine Bedeutung. 
Der Sekundäranspruch ergibt sich in der Regel aus einer 
Störung des Vertragsverhältnisses und tritt dann entweder 
an die Stelle des Primäranspruches, z.B. § 280 III BGB i.V.m. 
§§ 281 ff. BGB, oder neben diesen, z.B. Ansprüche aus 
§ 280 I BGB. Auch die Mängelrechte, wie der Anspruch auf 
Nacherfüllung beim Kaufvertrag, setzen einen wirksamen 
Vertrag voraus. So prüft man beim Primäranspruch auf Erfül-
lung die Wirksamkeit des Vertrags unmittelbar nach der 
Obersatzbildung, z.B.: „Der Käufer K könnte gegen den Ver-
käufer V einen Anspruch auf Übereignung und Übergabe des 
Fahrzeugs gem. § 433 I BGB haben. Dies setzt voraus, dass 
ein wirksamer Kaufvertrag besteht.“ 
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 Unterscheidung Primär- u. Sekundäranspruch  

   

 
 

Folge: Entstehung von 

mögliche Folge  
bei Scheitern (als Ersatz o. Ergänzung) 

Sekundäranspruch 
§§ 280 III, 281 ff. BGB = SE statt der Leistung 

§ 280 I BGB = Ersatz des Begleitschadens 

Vertragsschluss 

Primäranspruch 
z.B. § 433 I S. 1 BGB = Anspruch auf Übereignung 
z.B. § 433 II BGB = Anspruch auf Kaufpreiszahlung 

)

 

 

   

Willenserklärungen 

auf rechtliche Wir-

kung gerichtet 

Es gibt Handlungen ohne rechtliche Bedeutung (essen, trinken 
etc.) und Handlungen, die rechtliche Wirkungen haben. 

 

 Die rechtlichen Wirkungen einer Handlung können kraft Gesetzes 
eintreten; das sind die so genannten Rechtshandlungen (dazu 
gehören z.B. Realakte wie der Besitzerwerb nach den 
§§ 854 ff. BGB oder der Fund nach § 965 BGB) und geschäfts-
ähnliche Handlungen wie die Mahnung gemäß § 286 BGB oder 
die Fristsetzung in § 323 I BGB. 

 

 Ein rechtlicher Erfolg kann aber auch eintreten, weil er von den 
Beteiligten gewollt ist; solche Handlungen nennt man Rechtsge-
schäft. 

 

Teil des Rechtsge-

schäfts 

Die Willenserklärung ist Bestandteil des Rechtsgeschäfts, genau-
er gesagt, das Mittel zum Abschluss des Rechtsgeschäfts (be-
achte: die Begriffe Willenserklärung und Rechtsgeschäft werden 
im BGB meist synonym verwendet, vgl. den Wortlaut des § 119 I 
BGB einerseits und des § 142 I BGB andererseits). 
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 A) Rechtsgeschäft  

 Ein Rechtsgeschäft1 besteht aus einer oder mehreren Willenser-
klärungen und ist darauf gerichtet, einen bestimmten rechtlichen 
Erfolg (nämlich den in den Willenserklärungen bezeichneten) 
herbeizuführen.2 

2 

 
B) Willenserklärung3 

 

rechtlicher Erfolg 

gewollt 

Die Willenserklärung kann man definieren als eine Willensäuße-
rung, die auf einen rechtlichen Erfolg gerichtet ist. 

3 

 Bspe.: 
 

  A lädt B zum Essen ein. Mit dieser Willensäußerung will A 
keinen rechtlichen Erfolg herbeiführen, sondern nur einen 
tatsächlichen. A will nicht rechtlich gebunden sein. Daher 
liegt keine Willenserklärung vor. 

 

  Bietet A dem B sein Fahrrad zum Verkauf an, so will er mit 
seiner Erklärung den Abschluss eines Kaufvertrages her-
beiführen, also einen rechtlichen Erfolg. Daher liegt eine 
Willenserklärung vor. 

 

   

Bestandteile Eine Willenserklärung lässt sich in folgende Bestandteile  
zerlegen: 

 Äußerer (objektiver) Tatbestand = das Erklärte 

 Innerer (subjektiver) Tatbestand = das Gewollte, mit den Be-
standteilen Handlungswille, Erklärungsbewusstsein und Ge-
schäftswille 

 

   

 
I. Objektiver Tatbestand  

 

objektiver Tatbe-

stand 

Der objektive Tatbestand ist die nach Außen gerichtete Erklärung 
des Willens. Aus der Erklärung muss für einen objektiven Er-
klärungsempfänger (u.U. Auslegung nach §§ 133, 157 BGB nö-
tig) der Wille ersichtlich sein, einen bestimmten Rechtserfolg her-
beizuführen (Schluss auf den sog. „Rechtsbindungswillen“). 

4 

 Der Wille kann ausdrücklich (Sprechen, Schreiben) oder schlüs-
sig (= konkludent; z.B. Kopfnicken, Handheben) erklärt werden.  

 

                                                 
1  Allgemein Hemmer/Wüst, BGB AT I, Rn. 39 ff. 
2  Zur Einteilung der Rechtsgeschäfte vgl. Hemmer/Wüst, BGB AT I, Rn. 46 - 48. 
3  Zur Willenserklärung vgl. auch Hemmer/Wüst, Die 76 wichtigsten Fälle BGB AT, Fall 1. 
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 Schweigen4 ist grundsätzlich keine Willenserklärung, sondern 
rechtlich neutral (aber fingierte WE z.B. bei §§ 108 II S. 2, 177 II 
S. 2 BGB; §§ 346, 362 HGB für Kaufleute). 

 

 
II. Subjektiver Tatbestand 

 

 Der subjektive Tatbestand unterteilt sich folgendermaßen:  

 
1. Handlungswille5 

 

subjektiver Tatbe-

stand:  Hand-

lungswille notwen-

dig 

Der Erklärende muss überhaupt das Bewusstsein haben, dass er 
eine Willensäußerung von sich gibt. Der Handlungswille fehlt z.B. 
bei Reflexen, Bewegungen im Schlaf oder unüberwindbarem kör-
perlichen Zwang (vis absoluta). Der Handlungswille ist notwen-
diger Bestandteil einer Willenserklärung. 

5 

 
hemmer-Methode: Fälle fehlenden Handlungswillens, wie 
z.B. Hypnose finden Sie selten in einer Klausur. Lernen Sie 
frühzeitig anwendungsspezifisch, also Wichtiges von Un-
wichtigem zu unterscheiden. 

 

 
2. Erklärungsbewusstsein 

 

 Erklärungsbe-

wusstsein 

Der Erklärende muss wissen, dass er durch sein Verhalten irgen-
detwas rechtlich Erhebliches erklärt. 

6 

 Bsp.: Der Popstar, der während einer Autogrammstunde einen 
Kaufvertrag für 100 Staubsauger unterzeichnet, in der Meinung, 
er gibt ein Autogramm, handelt ohne Erklärungsbewusstsein, 
weil er nicht weiß, dass er damit einen rechtlichen Erfolg (Ab-
schluss eines Kaufvertrages, § 433 BGB) herbeiführt. 

 

 Bestandteil des Erklärungsbewusstseins ist auch der Wille, sich 
rechtsgeschäftlich zu binden (Rechtsbindungswille6);  

 

 
hemmer-Methode: Da der objektive Tatbestand einer Willenser-
klärung den Schluss auf ein rechtliches Wollen erfordert, kann 
das Fehlen des Rechtsbindungswillens schon beim objektiven 
Tatbestand geprüft werden. Da er aber notwendig auch Be-
standteil des Erklärungsbewusstseins und des Geschäftswil-
lens ist, hat er auch hier seine Bedeutung. 
I.d.R. wird die Abgrenzung Gefälligkeitsverhältnis (kein 
Rechtsbindungswille)/Rechtsgeschäft (Rechtsbindungswille 
erforderlich) weniger dogmatisch vorgenommen. Anhand von 
Indizien (Zweck, Wert, Art, Interessenlage, wirtschaftliche Be-
deutung) wird versucht, die Abgrenzung vorzunehmen.7  

 

                                                 
4  Zum Schweigen allgemein Hemmer/Wüst, BGB AT I, Rn. 141 ff. mit weiteren HGB-Besonderheiten. 
5  Allgemein Hemmer/Wüst, BGB AT I, Rn. 53 ff. 
6  Zum Rechtsbindungswillen allgemein Hemmer/Wüst, BGB AT I, Rn. 70 ff. 
7  Zur Problematik der Gefälligkeitsverhältnisse vgl. auch Hemmer/Wüst, Die 76 wichtigsten Fälle BGB AT,  

Fälle 2 - 4. 



 § 1 VERTRAGSSCHLUSS 5 

 
Denken Sie auch klausurtaktisch: Liegt der Schwerpunkt der 
Arbeit im vertraglichen Bereich, spricht eine Vermutung für 
die Annahme des Rechtsbindungswillens. Es gibt aber auch 
klassische Fälle, in denen der Rechtsbindungswille fehlt. 
Bsp.: Bei der Aufforderung zur Abgabe eines Vertragsange-
bots (invitatio ad offerendum; z.B. Auslage im Schaufenster) 
fehlt der Rechtsbindungswille. Der Grund, warum der Erklä-
rende bei der i.a.o. im Gegensatz zum Antrag nicht gebunden 
wird, ist gerade das Fehlen des Rechtsbindungswillens. 
Denken Sie auch an die Zeitungsannonce: Wer will und kann 
schon an alle Leser, die aufgrund der Zeitungsanzeige zusa-
gen, erfüllen? 

 

strittig, wenn fehlt Umstritten ist die Frage, ob eine Willenserklärung auch dann vor-
liegt, wenn das Erklärungsbewusstsein8 fehlt. 

7 

 Fall 1: Bei einer Versteigerung winkt A einem Bekannten zu. 
Der Versteigerer geht davon aus, dass A ein Gebot abgege-
ben hat und erteilt den Zuschlag. Hat A eine Willenserklärung 
abgegeben? 

 

 Der äußere Tatbestand liegt vor, da das Handheben bei einer 
Versteigerung objektiv die Abgabe eines Kaufangebotes be-
deutet. A wollte auch die Hand heben; der Handlungswille ist 
daher ebenfalls gegeben. A wusste aber nicht, dass er irgen-
detwas rechtlich Erhebliches erklärte. 

 

 Nach einer Meinung soll das Erklärungsbewusstsein unbe-
dingte Voraussetzung einer Willenserklärung sein. Fehlt es, so 
liegt schon tatbestandlich keine Willenserklärung vor. Es wird 
§ 118 BGB analog angewendet mit der Folge des § 122 BGB. 

 

 Dagegen spricht jedoch, dass der Erklärende objektiv eine Wil-
lenserklärung abgegeben hat, auf die der Empfänger vertrau-
en durfte. Aus Verkehrs- und Vertrauensschutzgründen nimmt 
daher die h.M. an, dass trotz Fehlens des Erklärungsbewusst-
seins eine Willenserklärung vorliegt (sog. potenzielles Erklä-
rungsbewusstsein). A kann aber seine Willenserklärung ge-
mäß § 119 I Alt. 2 BGB analog anfechten und dadurch das zu-
stande gekommene Rechtsgeschäft vernichten, § 142 I BGB. 
Er ist dann allerdings zum Ersatz des negativen Interesses 
verpflichtet, § 122 BGB.9 

 

 Von diesem Grundsatz macht die h.M. eine Ausnahme, wenn der 
Erklärende gar nicht erkennen konnte, dass er etwas rechtlich 
Erhebliches erklärt (d.h. nicht einmal fahrlässig gehandelt hat) 
oder wenn der Erklärungsempfänger den Mangel des Erklä-
rungsbewusstseins10 gekannt hat. 

8 

                                                 
8  Allgemein Hemmer/Wüst, BGB AT I, Rn. 54 ff. 
9  Siehe Palandt, Einf v § 116 BGB, Rn. 17 a.E. 
10  Palandt, Einf v § 116 BGB, Rn. 17. 



6 BASICS ZIVILRECHT I 

 Der Popstar in oben genanntem Beispiel musste während der 
Autogrammstunde nicht damit rechnen, mit seiner Unterschrift 
irgendetwas rechtlich Erhebliches zu erklären. Das Vertrauen 
des Erklärungsempfängers ist nicht schutzwürdig. Daher liegt 
keine Willenserklärung vor und ein Vertrag kommt nicht zu-
stande. Einer Anfechtung11 bedarf es nicht. 

 

 
hemmer-Methode: Lernen Sie mit Methode und nicht aus-
wendig: Es gibt, wie häufig, drei Möglichkeiten bei fehlen-
dem Erklärungsbewusstsein: Man stellt nur auf den Erklä-
renden ab (keine WE), man stellt nur auf den Empfänger ab 
(häufig WE, z.B. bei Unterschrift). Dritte Möglichkeit (Synthe-
se): Man stellt bei fehlendem Erklärungsbewusstsein darauf 
ab, ob der Erklärende hätte erkennen können, dass der ande-
re seine Erklärung als Willenserklärung verstehen musste 
und durfte.12 Zum Verständnis: Hegels Denkansatz (The-
se/Antithese/Synthese) wirkt auch in die Juristerei hinein. 
Die h.M. stellt dann die Synthese dar. Letztlich geht es um 
gerechte Ergebnisse. Extrempositionen sind dies nicht. 
Auch schon bei den alten Griechen ging es um die Auf-
rechterhaltung und Wiederherstellung eines Gleichgewichts 
zwischen Personen (vgl. z.B. Aristoteles im 5. Buch der Ni-
komachischen Ethik). 

 

 
3. Geschäftswille 

 

 Geschäftswille Der Geschäftswille unterscheidet sich vom Erklärungs-
bewusstsein dadurch, dass er auf einen ganz bestimmten rechts-
geschäftlichen Erfolg gerichtet ist.  

 

 Er setzt aber das Erklärungsbewusstsein zwingend voraus, denn 
wer nicht einmal den Willen hat, irgendetwas rechtlich Erhebli-
ches zu erklären, kann erst recht nicht den Willen haben, einen 
konkreten rechtlichen Erfolg herbeizuführen. 

9 

 hemmer-Methode: Liegt ein Geschäftswille erkennbar vor, so 
sollte in der Klausur gar nicht erst auf das Vorhandensein 
des Erklärungsbewusstseins eingegangen werden. 

 

bei Fehlen Anfech-

tung möglich 

Der Geschäftswille ist nicht notwendige Voraussetzung einer Wil-
lenserklärung; anderenfalls wäre § 119 I BGB überflüssig. Fehlt 
der Geschäftswille, so liegt dennoch eine Willenserklärung vor. 
Diese kann aber nach §§ 119 ff. BGB13 angefochten werden. 

 

                                                 
11  Sie kann aber vorsorglich erfolgen, sog. Lehre von der Doppelnichtigkeit; vgl. Palandt, Überbl v § 104 BGB, Rn. 35. 
12  Vgl. auch BGH, NJW 1984, 2279. Hier wollte eine Bank eine bereits bestehende Bürgschaft bestätigen, was der 

Empfänger als Übernahme einer neuen Bürgschaft verstand. 
13  Dazu unten, Rn. 89 ff. 


